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CfU-iidm daß^ die, dmJbuduL tdehiig. iit?
Ein Gutachten und seine Kritiker: Schlußwort von Prof. Dr. Wilhelm Röpke, Genf

W ir sind erfreut, daß Herr Proi. Röpke unserer Bitte um eine Stellungnahme zu den 
im November-Heft veröffentlicliten Kritiken über das von der Bundesregierung erbetene 
Gutachten nachgekommen ist. Nach dem Wunsch des Autors soll es eine abschließende 
Darstellung sein. W ir begrüßen dieses Scäilußwort um so mehr, als damit der Grundsatz 
unseres Zeitgespräches, ein Diskussionsforum zu sein, ideal erfüllt wird. W ir dürfen a b e r ' 
einen m ittelbar der Redaktion gemachten Vorwurf klarstellen. Bel den Kritiken des 
November-Gespräches handelt es sich nicht um eine organisierte Kollektivkritik. Die 
Gesprächspartner wurden mit Vorbedacht aus verschiedenen W eltanschauungskreisen aus
gesucht, und es sind keine V ertreter einer „left of center". W ir dürfen vielleicht die 
Anonymität des Gesprächs soweit lüften, als w ir bekanntgeben, daß einer der Kritiker 
durchaus als bewußter V ertreter sozialer Marktordnung anzusprechen ist. A propos, 
Anonymität! W enn wir in sadilicher Hinsicht unsere Diskussionsfreunde vorbehaltlos der 
scharfen Klinge des streitbaren Genfers preisgeben, so möcäiten w ir in formaler Hinsicht sie 
in einem Punkt decken: Jeder der Gesprächsteilnehmer würde — davon sind wir, über
zeugt — die ln den Kritiken enthaltenen Angriffe audi unter Namensnennung vertreten. 
Es ist das Prinzip unserer Gesprädie, daß die Glossen anonym veröffentlicht werden, 
nidit um einen Angreifer zu schützen, sondern um eine freie Äußerung sicherzustellen, 
die nicht auf Parteigebundenheit, wirtschaftliche oder staatliche Stellung Rücksicjit zu 
nehmen braucht. Vielleicht kann man in der Schweiz eine solche Vorsicht nicht schätzen, 
aber sie ist in unserem demokratischen M usterländle durchaus am Platze. Die freie 
Meinungsäußerung scheint sich noch nicbt ganz wieder erholt zu haben, und es ist hier 
doch Sitte, vieles ungesagt zu lassen, um nicht als V erräter, Renegat oder Pazifist an
geprangert zu werden. Immerhin haben unsere Zeitgespräche eine seltene Lebendigkeit 
behalten, obwohl daran Minister, Professoren, Gewerkschaftler und exponierte Persön- 
lidikeiten aus Westdeutschland, Ostdeutschland und der ganzen W elt teilnehmen. In
diesem Sinne bitten wir, die Anonymität zu entschuldigen. Die Redaktion.

In der Novemberausgabe 1950 hat 
die Redaktion dieser Zeitschrift 

unter dem Titel „Finden Sie, daß 
die deutsche W irtschaftspolitik 
richtig ist?" einige Stimmen ge
sammelt, die sich mehr oder weni
ger kritisch mit dem Gutachten 
befassen, das im Sommer vorigen 
Jahres von mir im A ufträge der 
deutschen Bundesregierung verfaßt 
und von dieser unter dem  Titel 
„Ist die deutsche W irtschaftspoli
tik  richtig?" (Stuttgart, Kohlham
mer) mit einem zustimmenden 
Vorwort des Bundeskanzlers Dr. 
Adenauer veröffentlicht "worden 
ist. Diese organisierte Kollektiv
kritik  is t m ir erst jetzt im W ort
laut zugänglich geworden. W enn 
ich daher nur mit Verspätung zu 
ihr Stellung nehmen kann, so will 
ich nicht verschweigen, daß ich 
gezögert habe, ob ich überhaupt 
das W ort zu einer, w enn auch 
nur kurzen Erwiderung ergreifen 
und dam it von einer Regel ab
weichen solle, die ich mir längst 
auferlegt habe, wo imm er es sich 
um Angriffe handelt, deren Ton

eher die Leidenschaft als die nüch
terne Vernunft verrät. W enn ich in 
der Tat diese „Leserstimmen" stu 
diere, so ist ihren Verfassern mit 
wenigen Ausnahmen anzumeiken, 
m it welc;her Befriedigung und 
Selbstsicherheit sie von der Tarn
kappe der Anonym ität Gebrauch 
gem acht haben, um den w eit in 
Genf sitzenden Professor schul
m eisterlich zu zensieren.

„Die Supp hätt können gewürzter sein.
Der Braten brauner, firner der Wein.“

Ausgangspunkte der Kritiker
Der eine hätte sich s ta tt meiner 

einen farbloseren Gelehrten ge
w ünscht und ist aus einem mir 
nicht klargew ordenen Grunde un
zufrieden damit, daß ich meine Ge
danken num eriert und an  die 
Politik der Bundesregierung nicht 
allein  den Maßstab der „gegebe
nen Verhältnisse", sondern auch 
denjenigen meiner Sn einer langen 
Gelehrtenlaufbahn erworbenen 
wirtschaftspolitischeni und sozial
philosophischen Überzeugungen — 
d ie man, wenn m an sie nicht bil

ligt, „Doktrin" nennt —  anlege. 
Ein anderer wirft dem Verfasser 
der „Gesellschaftskrisis der Gegen
w art" und der ,,Civitas humana" 
eine „Mechanik materialistischer 
Anschauungen" vor und entdeckt, 
daß er sich darin in  nichts von 
dem „historischen M aterialismus 
des von ihm so leidenschaftlich 
bekämpften Kollektivismus" unter
scheide, —  ein Vorwurf, der sich 
von dem sonst üblichen des ,,Ro
m antikers" interessant abhebt. Der
selbe Kritiker bem ängelt sowohl, 
daß ich der M arktwirtschaft die 
„unbedingte Priorität" einräume, 
wie auch, daß ich ihre Grenzen er
kenne und von der Notwendigkeit 
von Staatseingriffen spreche, die 
sehr gefährlich seien. Seine Kritik 
läuft darauf hinaus, daß dieser 
Doktrinär — weil e r  die M arkt
w irtschaft nicht in  eine „Planung" 
einordne — zu einer grundsatzlosen 
W irtschaftspolitik komme. Ein an 
derer empfindet es in der H anse
stadt Hamburg als eine „Übertrei
bung", festzustellen, daß ein Über
maß an  Regulierungen des W irt-
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schaitsprozesses dazu führt, daß 
w ir uns schließlich unter das 
Kommando des kollektivistischen 
Staates beugen müssen, so daß 
also nur ein Mehr an  M arktwirt
schaft — z. B. ein W eniger an 
Devisenzwangswirtschaft, w ie ich 
erläuternd hinzufügen darf — lang
fristig die Rettung sein  kann. Der
selbe Kritiker hält sich für be
rufen, meine Kennzeichnung der 
Schwächen der „Vollbeschäfti
gungspolitik" m it einer erbar
mungslosen Zensur zu versehen. 
Ich nehme zu seiner Entlastung an, 
daß er sie 'n ich t verstanden hat.

Doch genug hiervon. W er mein 
Gutachten unsympathisch findet, 
um dessen Gunst will ich nicht wei
ter werben. Auch das Bedauern 
darüber, daß die Bundesregierung 
sta tt m einer nicht einen anderen 
mit dem Gutachten beauftragt habe, 
muß ich als eine Kritik bezeich
nen, die nicht an  mich, sondern an 
meine Auftraggeber zu richten ist. 
Stattdessen will ich nunmehr ver
suchen, aus dem Gemengsel an 
unklaren Bekrittelungen einige kri
tische  ̂Gedanken herauszugreifen, 
die ernster Beachtung w ert sind.

Es w äre eine sehr interessante 
Aufgabe, einigermaßen den poli
tischen und ideologischen O rt zu 
bestimmen, aus dem diese kriti
schen „Leserstimmen" stammen. 
Man geht wohl n icht fehl, wenn 
m an sie allesam t jenem  Bereich 
zuweist, den m an in  den Vereinig
ten  Staaten als „left of center" be
zeichnet, womit zugleich gesagt 
ist, daß sie unter keinen Umstän
den als irgendwie repräsentativ 
gelten können. A ndererseits ist nach 
der extrem en Linken eine deut
liche Grenzlinie erkennbar, da kei
ner der Einsender offen für ein der 
M arktwirtschaft entgegengesetztes 
kollektivistisches System eintritt, 
das die Ordnungs- und A ntriebs
kräfte der Preise durch behörd
lich© Planung und Anordnung er
setzt. Freilich ist das Umstands
w ort „offen" zu betonen, denn an 
mehr als einer Stelle w erden An
schauungen vertreten, deren — ge
w ellte oder ungewollte — Konse
quenz in  der Tat ein solches 
System wäre, das sich von der im 
Sommer 1948 glücklich beendeten 
Zentralverwaltungswirtschaft (um 
Euckens Ausdruck zu gebrauchen) 
kaum unterscheiden würde.

Verzicht auf Verbrauch
So entwickelt der erste Kritiker 

folgenden charakteristischen Ge
danken; W iederaufbau bedeute 
unter allen  Umständen „Verzicht 
auf Verbrauch". Den „Grad des 
Verzichts" könne m an jedoch nicht 
„der wirtschaftlichen Einsicht des 
einzelnen“ — man erinnert sich da
bei an den berühm ten ,>Iaßstab 
seiner beschränkten Einsicht", der 
den U ntertanen nach der Meinung 
des preußischen M inisters von 
Rochow nicht gezieme — überlas
sen, noch könne man sich, w ie sich 
der Kritiker ebenso elegant wie 
nationalökonomdsch einsachtig aus
drückt, „durch die ausschließliche 
Aufnahme von Fremdgeldern um 
den gegenwärtigen Verzicht h er
umdrücken". Leider überläßt er 
dem Leser die unausweichliche 
Schlußfolgerung, daß also der 
Kapitalmangel im wesentlichen 
durch „Zwangssparen" bekämpft 
werden müsse. Da aber das fis
kalische Zwangssparen (durch In
vestition von Steueraufkommen) 
bei einem ohnehin immer unlös
barer werdenden Problem des 
Steuerüberdrucks und des Budget
defizits in nennenswertem  Umfange 
nicht m ehr in  Betracht kommt, 
bleibt nur das m onetäre Zwangs
sparen, d. h. eine Politik des kon
stanten Inflationsdrucks. Es ist 
aber gewiß kein Unrecht zu unter
stellen, daß der Kritiker der letzte 
wäre, diese Inflation als eine 
„offene" zuzulassen, und der erste, 
angesichts der dann unverm eid
lichen Auftriebstendenz der Preise 
und angesichts der bei fixem 
M arkkurs ebenso unausbleiblichen 
Zahlungsbilanzspannung nach „Len
kung", „Planung", „Kontrollen" 
und „Steuerung" des Außenhandels 
zu rufen. Damit w ären wir wieder 
bei der ,.zurückgestauten Inflation" 
unseligen Angedenkens, d. h. bei 
einem umfassenden kollektivisti
schen System angelangt. Genau das 
hatte  ich in meinem so geschmäh
ten Gutachten auseinandergesetzt.

Die Krise der Zahlungsbilanz
Damit aber nicht genug. Dieser 

selbe Kritiker, der, wenn er sich 
über den Sinn seiner W orte k lar 
ist, eine Politik des konstanten In
flationsdrucks mit ihrer unverm eid
lichen W irkung auf das innere und 
äußere w irtschaftliche Gleich

gewicht empfiehlt, macht im selben 
Atem die „enge Befolgung der 
Doktrin" (d. h. d e r meinigen oder 
doch von mir im wesentlichen ge
billigten m arktwirtschaftlichen und 
zugleich die Politik des Inflations
drucks verw erfenden Doktrin) für 
die deutsche Z a h l u n g s b i l a n z 
k r i s e  — die bedenkliche Situ
ation „auf außenwirtschaftlichem  
Sektor", w ie sich d e r  Einsender 
ausdrückt — verantw ortlich. Er 
möge sich darüber belehren lassen, 
daß es schwer sein dürfte, irgend
einen nicht völlig exzentrischen 
Nationalökonomen in  der w eiten • 
W elt heute zu finden, der nicht 
zugäbe, daß eine Zahlungsbilanz
störung — ein anhaltender Uber
schuß der Nachfrage über das An
gebot auf dem Devisenm ärkte — 
nicht anders verstanden werden 
kann denn als Ausdruck und Folge 
der Tatsache, daß ein wie auch 
immer entstandener innerer In
flationsdruck den Gleichgewichts
punkt auf dem Devisenmärkte 
u n t e r  den Fixkurs der W ährung 
gedrückt hat, so daß das Devisen
angebot zurückgeht und die Devi
sennachfrage steigt. Mögen auch 
die M einungen darüber, was zur 
Behebung dieser Kalamität ge
schehen soll, auseinandergehen, in
dem die einen eine Herabsetzung 
des Kurses bis zum neuen Gleich- 
gewichspunkt, die anderen eine 
Beseitigung des Inflationsdruckes 
un ter Beibehaltung des Fixkurses 
und noch andere Devisenzwangs
w irtschaft (Beibehaltung des Fix
kurses ohne Beseitigung des In
flationsdruckes, aber unter „Bewirt
schaftung" und Rationierung der 
Devisen) befürworten, — in  der Er
klärung der Lage und ihrer Ursache 
sind die m eisten einig. Dann aber 
kann es auch keine M einungsver
schiedenheit darüber geben, daß 
die deutsche Zahlungsbilanzkrise 
einen relativen Inflationsdruck, 
d. h. eine Entwicklung widerspie
gelt, bei dem entweder der M ark
kurs zu hoch oder das irmere deu t
sche Kaufkraftvolumen zu groß er
scheint. Das hat mit der „Doktrin" 
genau das zu tun, daß ihre V er
treter — so auch ich selber in  
meinem Gutachten — sich dem 
Drängen der „m onetären Zwangs
sparer" und „Vollbeschäftiger" 
nicht zuletzt unter W arnung vor 
den Folgen der Kreditexpansion

n / 4



für das innere und äußere wirt
schaftliche Gleichgewicht nach 
Kräften, wönn auch nicht mit vol
lem Erfolg Widersetzt haben ‘).

Die Idee des „Dritten Weges“
Die Meinung dieses Kritikers ist, 

w ie gesagt, die weiteste Konzessi
on an  den Kollektivismus, die ich 
in  dem bunten Strauß der hier be
sprochenen Meinungen habe finden 
können, und selbst diese is t nur 
schamhaft angedeutet worden. Im 
übrigen herrscht das Bestreben vor, 
der Entscheidung zwischen dem 
Ordnungsprinzip des M arktes und 
dem anderen der Plan- und Be
fehlswirtschaft auszuweichen und 
die Hoffnungen auf eine W irt
schaftsverfassung zu setzen, die 
jenseits dieser von mir (wie von 
Eucken und meinen übrigen Freun
den) als „unerbittlich" bezeichne- 
ten  A lternative liegt. Daß hier in 
der Tat ein theoretisches Problem 
und eine praktische Aufgabe lie
gen, braucht demjenigen, der die 
Idee des „ D r  i 11 e n W  e g e s " in  
Umlauf gebracht hat, wahrlich 
nicht gesagt zu werden. Aber das 
Problem kann nicht durch das hoff
nungslose Bemühen, neben diesen 
beiden Ordnungsprinzipien in eiiier 
arbeitsteiligen Gesellschaft ein drit
tes zu finden, sondern nur dadurch 
-gelöst werden, daß man e r s t e n s  
ermittelt, in  welcher W eise und in 
welchem Umfange die Herrschaft 
des Marktprinzips einen Bereich 
des nichtmarktwirtschaftlichen Prin
zips zuläßt oder erfordert, daß man 
z w e i t e n s  geistig-moralisdi-sozio- 
logi§che Postulate formuliert, die 
jenseits dieses ganzen wirtschaft
lichen Ordnungsproblems liegen, 
daß man d r i t t e n s  im einzelnen 
den rechtlich - institutioneil - poli
tisch-monetären Rahmen bestimmt, 
dessen Notwendigkeit gerade wir 
V ertreter der marktwirtschaftlichen 
Ordnung so nachdrücklich betonen, 
und daß man v i e r t e n s  Mög
lichkeiten, Formen und Erwünscht- 
heit von Interventionen erwägt, 
die in den Marktprozeß eingreifen, 
ohne ihn zu lähmen oder zu defor
mieren. Das ist das Skelett eines 
umfassenden Reformprogramms, das 
sich allmählich in  den letzten
•) I *  verw eise im übrigen  auf d ie aus- 
führlicfae D arstellung d ie id i in meinem 
Aufsatz .D er deutsdie  Probefall" (Zeit
schrift für das gesam te K reditw esen, vom  
1. Januar 1951) gegeben habe.

15 Jahren  als die gemeinsame 
Denkarbeit eines internationalen 
Kreises von Nationalökonomen 
und Soziologen herausgeschält hat, 
denen die vom fortschreitenden 
Kollektivismus tödlich bedrohte 
Freiheit ebenso am Herzen liegt 
wie eine gerechte, ergiebige und 
dem M enschen gemäße Form der 
W irtschaft und Gesellschaft. Zu 
diesem Programm habe ich selber 
durch m eine Publikationen bei
getragen, und da der eine oder der 
andere meiner Kritiker sie zu ken
nen erklärt, so bleibt mir nichts 
übrig, als sie zu bitten, ihre Er
innerung aufzufrischen. Das W esent
liche daraus, auf knappe Thesen 
zusammengedrängt, findet sich in 
meinem Gutachten. Solange Kri
tiker von dieser Gesamtkonzeption 
nicht willig und mit der Sorgfalt 
Kenntnis nehmen, die sie in  ihrer 
inneren Verstrebung erfordert, ist 
eine Diskussion unfruchtbar. Schon 
die Erwartung, daß ich gesonnen 
sein könnte, mich darauf einzulas
sen, erscheint als eine Aimiaßung. 
,,Koordination von Gemeinwirt
schaft, Teilplanungen und einer 
dynamischen M arktwirtschaft", sagt 
der zweite meiner Kritiker: 
„Ungefähr sagt das der Pfarrer auch. 
Nur mit ein bißchen ändern if'orten.“ 
Und vielleicht nicht auch mit ein 
bißchen klareren Worten?

Voll- oder Hochbeschäjtigung 
Es ist nicht unangebracht, wenn 

ich noch mit wenigen W orten auf 
das von dem letztgenannten Ein
sender geprägte W ort „dynamische 
M arktwirtschaft“ eingehe. W enn 
meine Vermutung zutrifft, daß da
mit eine für ständige „ V o l l b e 
s c h ä f t i g u n g "  sorgende und 
von Kreditexpansion vorwärtsge
triebene Marktwirtschaft verstan
den werden soll, so ist damit eine 
Note angeschlagen, die im fortis- 
simo aus allen drei Kritiken zu 
vernehm en ist. H ier wäre denn 
eigentlich der Ort, da dieses miß- 
verstandenste aller wirtschaftspoli-
') Einer der d re i K ritiker, dessen  auf
fa llendste  E igensdiaft n id it d ie Besdieiden- 
h e it ist, m eint, daB id i den  Begriff des 
«Planens" w eder in m einem  G utad iten  noch 
in m einen sonstigen  Publikationen — ich 
zitiere w ieder wörtlich — .genügend aus
g ereift angesprod ien“ habe. Auf d iese  aus
gereifte  Prosa is t zu antw orten , daß sich 
eine heu te  allgem ein angenom m ene, aber 
meinem K ritiker unbekannt gebliebene 
K lärung des Begriffs in meinem  englischen 
Buche „Crises and C ycles“ (London, 1936, 
S. 193 ff.) findet.

tischen Schlagwörter unserer Zeit 
gründlich durchleuchtet werden 
müßte. Daß das nicht geschehen 
kann, muß leider gerade demjeni
gen am ehesten verständlich sein, 
der diese Durchleuchtung am wenig
sten braucht, weil er weiß, in  
welchem M ißverhältnis die Einfach
heit des Schlagworts und die Grob
heit der danach handelnden Politik 
zu den verwickelten Gedanken
gängen steht, die man geduldig 
auseinandersetzen müßte. Der heu
tige Zustand der Diskussion ist in 
der Tat am treffendsten dadurch 
gekennzeichnet, daß m an in wissen
schaftlichen Kreisen mehr und mehr 
den Gebrauch des W ortes „Voll
beschäftigung" verm eidet und von 
„Hochbeschäftigung“ („high level of 
em ploym ent“) spricht. Kein' Gerin
gerer als Schumpeter hat in  seinem 
eindrucksvollen Schwanengesang 
„The March into Socialism" (Amer
ican Economic Review, Mai, 1950) 
seiner Genugtuung über diesen Be
sinnungsprozeß Ausdruck gegeben. 
Dieser selbe Schumpeter — dessen 
„souveränenGeist" der erste meiner 
Kritiker damit also zu früh gelobt 
hat — hat in dem erwähnten Auf
satz auf seine A rt die bereits 
geläufige Einsicht dargelegt, daß 
eine Politik der „Vollbeschäftigung“ 
heute mit einer solchen des kon
stanten Inflationsdrucks identisch 
ist.

K am pf gegen die Inflation?
Damit ist ein entscheidendes W ort 

ausgesprochen. In der ganzen Dis
kussion um die Marktwirtschaft 
kommt in der Tat der Gedanke viel 
zu kurz, daß das Endergebnis jener 
Politik der „Planwirtschaft“, der 
„Vollbeschäftigung“, des „billigen 
Geldes“, des sozialistischen „Wohl
fahrtsstaates“, der „Vollbesteue
rung“, der „steigenden Staatsaus
gaben“, des „Nationalbudgets“ ®)
») M an w ill uns, d ie w ir tie fstes Miß- 
trauen  gegen d ie «N ationalbudgets“ haben, 
immer w ieder w ie einem störrischen Pferd 
gut Zureden, indem  m an uns sagt, daß es 
sich um bloße statistische N eugier des 
S taates handle. Einer m einer K ritiker 
m eint, ich gebärde mich in  m einem  Miß
trauen  w ie ein Arzt, der sich gegen eine 
Röntgendurchleuchtung sträub t. M an soll 
m it solchen Bildern vorsichtig  sein : Das 
Schweizer Volk h a t vor kurzem  eine Ge
setzesvorlage, d ie  d ie zw angsw eise Durch
leuchtung der Bevölkerung zum Ziel hatte , 
m it erdrüdkender M ehrheit deshalb ab
gelehnt, w eil sich an d ie Durchleuchtung 
nach der Entscheidung des A rztes die 
zw angsw eise „Einweisung* in  e in  Sanato
rium  schließen sollte. W as w ir unsym 
pathisch finden, is t nicht d ie Durchleudi- 
tung, sondern  d er Zwang und d ie drohende 
„Einweisung" I
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oder wie die Losungen auch lauten 
mögen — eine s t ä n d i g  f o r t 
s c h r e i t e n d e  I n f l a t i o n  ist, 
deren Gang nur von Zeit zu Zeit 
von falschen Alarmrufen ;DefIa- 
tion!" unterbrochen wird. Daß das 
die bittere W ahrheit ist, sollte nun 
nach einem vollen Jahrzehnt des 
ständigen und steigenden Infla
tionsdrucks im Durchschnitt aller 
Länder niemandem mehr entgehen 
können, und das chronische Pro
blem der W eltinflation hat nur seit 
dem Ausbruch der Koreakrise des
halb eine so gefährliche, akute und 
allen Kuren trotzende Form an
genommen, weil plötzlich die alt
gewohnte „ m i l i t ä r i s c h e "  In
flation auf die neue „ s o z i a l e “ 
Inflation (wenn diese bitter-ironi- 
sche W ortführung erlaubt ist) ge
türmt worden ist. In der Diskussion 
um die Marktwirtschaft handelt es 
sich nicht nur um die Freiheit des 
Marktes, sondern zugleich um den 
Kampf gegen die chronische Infla
tion und die Aushöhlung der Kauf
kraft des Geldes, die nicht zufällig, 
sondern aus einem inneren Zu
sammenhang mit der fortschreiten
den Kollektivisierung des modernen 
Wirtschaftslebens einhergegangen 
ist. Man kann uns Verteidiger der 
Marktwirtschaft nicht verstehen, 
wenn man übersieht, daß unser en t
schiedenes Nein zum Kollektivis
mus ein ebenso entschiedenes Nein 
zum Inflationismus einschließt, und 
das eine Nein ist so entschieden 
wie das andere, weil die eine Ge
fahr so groß ist w ie die andere. 
Das aber ist so, weil die eine Ge
fahr die andere umfaßt.

Indem w ir unsere Kraft diesem 
— aufreibenden, einsamen und un
dankbaren — Kampf widmen, strei
ten wir nicht für „kapitalistische" 
Interessen. W ettbewerb oder Dis
konterhöhung sind keineswegs Pa
rolen, die dort begeisterten W ider
hall finden, und es ist gerade der 
erste meiner hier genannten Kriti
ker, welcherVertrustung und Mono
polabreden preist. Unser Kampf 
wird vielmehr im Interesse der brei
ten M assen geführt, die nicht hoffen 
dürfen, zu den Nutznießern der 
mit fortschreitendem Kollektivismus 
einhergehenden Machtzusammen- 
ballung und Inflation zu gehören, 
sondern ihre Opfer sind. Nicht all- 
zuviele wissen das, weil sie die

verwickelten Zusammenhänge nicht 
erkennen und daher leicht den 
Reden derjenigen zum Opfer fallen, 
die sie kennen sollten, aber als 
Nutznießer des fortschreitenden 
Kollektivismus und Inflationismus 
sich erbittert gegen die Erkenntnis 
sträuben, ihre größte Erbitterung 
aber für jene aufsparen, die die Er
kenntnis in einer auch den Massen 
verständlichen Form verbreiten.

Resignation oder KampJ?
Damit komme ich zu einem letz

ten ernsten W ort, das ich, da sich 
nun einmal die Gelegenheit bie
tet, sehr nachdrücklich aussprechen 
möchte. W iederum ist es einer der 
Kritiker, der mir zu Hilfe kommt, 
indem er sagt: „Der internationale 
Ruf eines Gelehrten erhebt ihn 
noch nicht über der Parteien Haß 
und Gunst." Er hat kein wahreres 
W ort gesprochen. W ir befinden uns 
in der Tat inmitten einer Flutwelle 
politischer Leidenschaften, die alles 
hinwegzureißen droht, eingeschlos
sen die Grundlagen achtungsvoller 
Diskussion. W er demgegenüber 
eigensinnig darauf beharrt, daß 
zwei mal zwei vier bleibt, wird 
zum Freiwild. Er sieht sich „heftig 
umstritten", weil er sich nicht in 
die ideologische Uniform der Zeit 
stedcen lassen will. Daran hat sich 
auch nach dem Zusammenbruch der 
einen Spielart des Totalitarismus 
nichts geändert. Im Gegenteil, die
ser Geist hat sich inzwischen der 
ganzen W elt mitgeteilt. Man kann 
sich damit begnügen, den Weg, den 
die W elt geht, klaren Blickes zu 
konstatieren und sie im übrigen 
ihrem Schicksal fatalistisch zu über
lassen. Das w ar die Haltung, die 
Schumpeter gewählt hatte, und sie 
hat gewiß ihre Vorteile. Aber bis
her haben die Menschen in  zivili
sierten Zeiten immer noch einen 
Rest ritterlicher Achtung für die
jenigen gehabt, die diese Rolle des 
resignierten Betrachters als unbe
friedigend empfunden und statt- 
dessen gekämpft haben, ohne zuvor 
ängstlich nach den Siegeschancen 
zu fragen.

In diesen Zusammenhang gehören 
auch mein Gutachten und die an 
ihm geübte Kritik. In gewisser Hin
sicht ähnelt meine Lage derjenigen 
der fünf Nationalökonomen, die im 
Aufträge des G eneralsekretariats 
der V ereinten Nationen das be

kannte Gutachten über „Vollbe
schäftigung" („National and Inter
national M easures for Full Employ- 
ment", United Nations, Lake Suc- 
cess, N ew  York, Dezember 1949) 
ersta tte t haben. Auch das General
sekretariat der V ereinten Nationen 
hat das getan, was meine Kritiker 
der Bundesregierung zum Vorwurf 
machen: sie hat die Gutachter unter 
den Anhängern und nicht unter den 
Gegnern der von ihr begünstigten 
wirtschaftspolitischen Überzeugung 
ausgesucht, so daß die Grundrich
tung der „lehrbuchmäßig" in 205 
Thesen gegliederten Darlegung nach 
der Auswahl der ja  bereits bekann
ten Gutachter keine Überraschungen 
bieten konnte. Auch dieses Gut
achten hat wie das meinige einen 
heftigen Streit der Meinungen ent
facht, wenn mir auch nichts zu Ge
sicht gekommen ist, w as an Heftig
keit an einige gegen mich in 
jüngster Zeit gerichtete Diatriben 
heranreicht. Damit habe ich bereits 
die Unterschiede berührt. Zunächst: 
es ist nicht dasselbe, ob eine natio
nale Regierung wie die deutsche, 
die unter ihrer V erantwortung eine 
bestimmte W irtschaftspolitik w irk
lich betreibt, sich von einem als 
grundsätzlicher Freund dieses Kur
ses bekannten Gelehrten eine von 
diesem Gesichtspunkt aus konzi
p ierte kritische A nalyse erbittet 
oder ob eine internationale O rgani
sation, die den einzelnen Regierun
gen nur durch M einungsklärung 
dienen kann, durch die Auswahl 
der Gutachter die in ihrem Beam
tenstabe' herrschende Ideologie zu 
einem thema probandum macht. 
Aber das ist noch nicht einmal das 
Wesentliche. Das W esentliche ist, 
daß das Gutachten der V ereinten 
N ationen ja  nur auf extrem e For
meln bringt, w as ohnehin die Mei
nung der Bien-Pensants zum min
desten in  der heute den W esten 
führenden angelsächsischen W elt 
ist. W er sich zum wissenschaftlichen 
Echo dieser Meinung macht, kann 
auf Ehre, Lob und Einfluß rechnen. 
Vielleicht fragen sich meine Kriti
ker einmal im stillen, welche 
Gründe wohl einen Gelehrten be
wogen haben mögen, die andere, 
schmale Straße der M inderheit der 
selbständig Denkenden zu gehen, 
die sich durch keine M ittel ein
schüchtern und beirren lassen.
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